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Erfolgreiche Gedenk- und Kulturarbeit fortsetzen 

Entschließung des Bundes der Vertriebenen – Landesverband Hessen e.V. zur Umbenennung 

des „Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa“ 

Die jüngste Umbenennung des „Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im 

östlichen Europa (BKGE)“ in „Bundesinstitut für Kultur und Geschichte im östlichen Europa“ 

stößt insbesondere bei Heimatvertriebenen auf Unverständnis und scharfe Kritik, da die von 

der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM), Kulturstaatsministerin 

Claudia Roth, im vergangenen Jahr beschlossene Änderung den Begriff „der Deutschen“ und 

damit den Bezug zur nationalen Identität aus dem Namen streicht. Der hessische 

Landesverband des Bundes der Vertriebenen (BdV) schließt sich der Kritik an und lehnt diese 

Entscheidung der Kulturstaatsministerin ausdrücklich ab. 

Das „Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa“ wurde 1989 

in Oldenburg gegründet und ist eine nachgeordnete Bundesbehörde im Geschäftsbereich der 

Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien. Als sogenanntes An-Institut der Carl 

von Ossietzky Universität Oldenburg ist das BKGE als rechtlich selbständige Einrichtung in die 

universitäre Lehre eingebunden. Zu den Aufgaben des BKGE gehörten bisher die Beratung und 

Unterstützung der Bundesregierung in allen die Kultur und Geschichte der Deutschen im 

östlichen Europa betreffenden Fragen, insbesondere in den Angelegenheiten der Durchführung 

des § 96 Bundesvertriebenengesetz (BVFG). 

Die Namensänderung spiegelt eine Neuausrichtung des BKGE wider, die den Fokus des Instituts 

erweitern soll. Während die bisherige Bezeichnung explizit die deutsche Geschichte und Kultur 

im östlichen Europa betonte, soll die neue Bezeichnung eine breitere Perspektive einnehmen, 

die auch andere Kulturen und historische Entwicklungen in dieser Region umfasst.  

Durch die Aufgabenerweiterung und die damit verbundene Namensänderung des Instituts sieht 

der BdV in Hessen den gesetzlichen Auftrag, wie er sich aus § 96 Bundesvertriebenengesetz 

ergibt, unsere Geschichte im östlichen Europa zu bewahren und die Erinnerung an Flucht und 

Vertreibung wachzuhalten, in Gefahr. 

Zusätzlich zur Umbenennung des Instituts hat Kulturstaatsministerin Claudia Roth auch eine 
Kürzung der Haushaltsmittel angekündigt, die für die Unterstützung deutscher 
Heimatvertriebener bereitgestellt werden. Diese Maßnahme betrifft insbesondere Projekte und 
Initiativen, die sich mit der Erinnerung und Aufarbeitung der Geschichte der Vertriebenen 
beschäftigen.  

Durch die politischen Entscheidungen der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und 
Medien wird die jahrzehntelange erfolgreich praktizierte Gedenk- und Kulturarbeit der 
Vertriebenenverbände infrage gestellt. Die Umbenennung des BKGE und die Kürzung der 
Fördermittel werden insbesondere der herausragenden Rolle der deutschen Vertriebenen, 
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Aussiedler und Heimatverbliebenen bei der Versöhnung mit den Völkern im östlichen Europa 
nicht gerecht. Gerade die deutschen Heimatvertriebenen haben sich als Brückenbauer und 
Bindeglied zu den Ländern Ostmittel- und Südosteuropas erwiesen und genießen dort 
mittlerweile großes gesellschaftliches Ansehen, wie der BdV Hessen etwa durch die zahlreichen 
verständigungspolitischen Seminarreisen des Deutsch-Europäischen Bildungswerks in Hessen 
e.V. eindrucksvoll unter Beweis stellt.  

Der Bund der Vertriebenen in Hessen fordert die Bundesregierung daher eindringlich auf, die 

Namensänderung des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen 

Europa rückgängig zu machen und die geplanten Etatkürzungen im Bereich der 

Kulturförderung nach § 96 Bundesvertriebenengesetz zu überprüfen, um auch künftig eine 

ausreichende Förderung der Kultur und Geschichte der Heimatvertriebenen, Aussiedler, 

Spätaussiedler zu gewährleisten.  

 

Bund der Vertriebenen – Landesverband Hessen e.V., im Mai 2024 


